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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.09.2012 

Geschäftszahl 

2012/16/0082 

Rechtssatz 

Da es sich nicht um das Erscheinungsbild des letztlich vorliegenden Schriftstückes, sondern um den Weg der 
Einreichung handelt, die der Gesetzgeber vorschreibt, und da durch die Änderung der BAO (Einfügen eines § 
86b BAO mit dem AbgVRefG BGBl. I Nr. 20/2009 für Landes- und Gemeindeabgaben) durchaus eine Regelung 
für E-Mails getroffen wurde, diese jedoch nicht auf die Administrativbeschwerde gemäß §85c ZollR-DG 
ausgeweitet wurde, kann von einer planwidrigen Lücke, die durch Analogie geschlossen werden müsste, nicht 
gesprochen werden. 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

2012/13/0091 E 19. Dezember 2012 


